




einem Zeichen * versehen. Weiter heißt es dort „Auftragswert: Gesamtpreis gilt für Vierundzwan-

zig Monate“, angekreuzt ist 4.843 EUR“ (Anlage K1 zur Klageschrift vom 07. November 2023, Bl. 

8 d. A.).

Unter diesen Angaben ist ein klein gedruckter Fließtext wiedergegeben, in dem es unter anderem 

heißt „Sonderpreise für Feldpreise gelten nur für das erste Quartal, danach reguläre Preisberech-

nung s.o.. ... Gerichtsstand für sämtliche Streitigkeiten aus diesem Vertrag ist Palma de Mallorca, 

Spanien“ (Anlage K1 zur Klageschrift vom 07. November 2023, Bl. 8 d. A.). 

Links neben dem Fließtext in Kleindruck heißt es in größerer Schrift „Logo/Flyer wenn gewünscht 

hier anheften“. Über dem Text ist handschriftlich in deutlich größerer Schrift eingefügt: „3 Monate 

Feldpreis kostenlos!“. Unter diesem Text ist handschriftlich in deutlich größerer Schrift eingefügt, 

„keine Verlängerung von Vertrag“ (Anlage K1 zur Klageschrift vom 07. November 2023, Bl. 8 d. 

A.).

Für die weiteren Einzelheiten, insbesondere für die Schriftgröße, grafische Gestaltung und den 

Fließtext wird auf die Anlage K1 verwiesen (Anlage K1 zur Klageschrift vom 07. November 2023, 

Bl. 8 d. A.).

Mit Schreiben vom 03. Oktober 2023 stellte die Beklagte dem Kläger einen Betrag von 128,38 € in 

Rechnung. Dort hieß es „Anzeigenschaltung Stadtplan Feldgrösse 100 cm³ .... Gesamtpreis in 

quartalsweise Abrechnung binnen 24 Monate ab erstmaliger Rechnungsstellung

Einzelpreis EUR 4.843,00

Gesamtpreis EUR 605,38

Rabatt gem. Auftragsvereinbarung - 477,00

Gesamtbetrag 128,38“ (Anlage K2 zur Klageschrift vom 07. November 2023, Bl. 9 d. A.)

Mit anwaltlichen Schreiben vom 20. Oktober 2023 erklärte der Kläger gegenüber der Beklagten 

vorsorglich die Anfechtung eines Vertrages wegen arglistiger Täuschung sowie auch dessen 

Kündigung. Außerdem forderte der Kläger die Beklagte mit diesem Schreiben unter Fristsetzung 

bis zum 03. November 2023 auf, ihm die vorgerichtlichen Rechtsanwaltskosten aus einem Ge-

genstandswert von 4.843,00 €, in Höhe von 540,46 € brutto zu erstatten (Anlage K3 zur Klage-

schrift vom 07. November 2023, Bl. 10 ff. d. A.).

Mit Schreiben vom 25. Oktober 2023, welches mit „letzte Mahnung“ überschrieben war, forderte 
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führer der Beklagten, Herr Sebastian David Kowalski, habe dem Kläger am 21. September 2023 

in den Räumlichkeiten des Klägers auf den Kiez-Stadtplan „der Städteführer“, dessen Herausge-

berin die Beklagte sei, angesprochen und hierbei auch mitgeteilt dass der Kläger diesen bei 

Google als obersten Eintrag finden würde, sofern er „der Städteführer“ in die Suchmaske einge-

be. Dies habe Herr Kowalski dem Kläger nachfolgend demonstriert. Zudem habe Herr Kowalski 

den Kläger darauf hingewiesen, dass die Schaltung der Anzeige mit hohen Kosten verbunden sei, 

nämlich 159,00 € pro Monat zuzüglich der weiteren Kosten, wie den Kosten für das Erstellen der 

Anzeige. Anschließend habe Herr Kowalski angeboten, den Feldpreis für die ersten drei Monate 

der zweijährigen Vertragslaufzeit zu erlassen. Hierfür hat die Beklagte Beweis angetreten durch 

Vernehmung des Herrn Kowalski als Partei, hilfsweise Anhörung nach § 141 ZPO (Bl. 45 R d. A.). 

Der Vernehmung des Klägers als Partei werde widersprochen (Bl. 55 d. A.)

Entscheidungsgründe

Die Klage ist zulässig und in vollem Umfang begründet.

Das Amtsgericht Charlottenburg ist örtlich zuständig. Eine Zuständigkeit eines Gerichts in Palma 

de Mallorca, Spanien ist zwischen den Parteien nicht wirksam begründet worden. 

Denn die gemäß dem Formular (Anlage K1) enthaltene Gerichtsstandsvereinbarung ist nicht 

wirksam vereinbart worden. Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs genügt es zwar 

für die Schriftlichkeit im Sinne des Art. 25 EuGVVO, wenn eine Vereinbarung lediglich von einer 

Partei unterzeichnet wurde. Dies gilt jedoch nur dann, wenn feststeht, dass die Parteien den Text 

der Vereinbarung gemeinsam vor Ort fixiert haben, da dies bedeutet, dass der schriftlich fixierte 

Text als Verkörperung der Erklärung beider Parteien anzusehen ist (vgl. BGH, Urteil vom 25. Ja-

nuar 2017 - VIII ZR 257/15, juris). Dies ist hier unstreitig jedoch nicht der Fall gewesen.

Die Formulierung in dem Auftragsformular genügt auch nicht der Form des Art. 25 Abs. 1 Satz 3 

c) EuGVVO. Für den danach maßgeblichen Handelsbrauch kommt es auf den jeweiligen Ge-

schäftszweig an, in dem die Parteien tätig sind (vgl. EuGH, Urteil vom 20. April 2016 - C - 366/13; 

EuGH, Urteil vom 20. Februar 1997 - C - 106/95; BGH, Urteil vom 26. April 2018 - VII ZR 139/17, 

juris). Denn vorliegend ist kein Handelsbrauch gegeben, nach welchem eine Gerichtsstandsver-

einbarung, welche in Kleindruck in einem Fließtext ohne besondere Hervorhebung durch eine gra-

fische Gestaltung enthalten ist, gegenüber einem Kleinunternehmer Wirksamkeit entfalten würde. 
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Eine wirksame Gerichtsstandsvereinbarung zwischen den Parteien ist auch nicht gemäß § 38 

Abs. 1 ZPO zustande gekommen. Denn vorliegend hat der Kläger substantiiert vorgetragen und 

auch im Rahmen seines Antrags auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe nachgewiesen, dass es 

sich bei ihm lediglich um einen Kleingewerbetreibenden im Sinne der §§ 1 Abs. 2, 2 HGB handelt. 

Selbst wenn der Beklagte als Kaufmann anzusehen wäre, wäre die Gerichtsstandsvereinbarung 

vorliegend nicht wirksam zustande gekommen. Denn auch unter Gewerbetreibenden ist es für 

die Einbeziehung notwendig, dass der Vertragspartner von den AGB in zumutbarer Weise Kennt-

nis nehmen konnte. (BGH, Urteil vom 03. Februar 1986 - II ZR 201/85, juris). Dies war für den Klä-

ger hier aufgrund der grafischen Gestaltung, nach welcher die Gerichtsstandsvereinbarung in ei-

nem sehr klein gedruckten Fließtext ohne besondere Hervorhebung weder in Fettdruck noch 

durch einen Absatz wahrnehmbar gemacht, enthalten war, nicht der Fall.

Der Kläger hat einen Anspruch auf die begehrten Feststellungen gegen die Beklagten. Ein Fest-

stellungsinteresse des Klägers ist aufgrund der Mahnschreiben der Beklagten bezüglich der 

streitgegenständlichen Beträge und deren Androhung, ein Inkassoverfahren einzuleiten, gegeben.

Die Feststellungsanträge des Klägers sind auch begründet. Zwischen den Parteien ist kein wirk-

samer Dienstvertrag über die Gestaltung einer Anzeige mit einer Veröffentlichung von 24 Monaten 

im Portal zu einem Betrag von 4.843,00 € für 24 Monate zustande gekommen.

Denn das Formular ist bezüglich der Preisgestaltung auch für den Kläger als Kleingewerbetrei-

benden in einer Weise irreführend und nicht verständlich gestaltet, dass für ihn als für einen 

durchschnittlichen Teilnehmer am Rechtsverkehr hieraus nicht zu ersehen ist, dass eine Ver-

tragsbindung von 24 Monaten zu einem Preis von 159,00 € monatlich und einem Gesamtpreis 

von 4.843,00 € vereinbart wurde.

Es kann hier daher dahingestellt bleiben, ob der Geschäftsführer der Beklagten im Rahmen der 

Unterzeichnung des Formulars Angaben gemacht hat das, dass er von Google käme und es sich 

lediglich um einen Fotoauftrag handele.

In dem Formular ist zwar angegeben, dass der Feldpreis 159,00 € betrage, und es ist auch ange-

kreuzt, dass der Gesamtpreis für 24 Monate 4.843,- € betrage. Hieraus ist jedoch für einen ver-

ständigen Empfänger aufgrund der weiteren Eintragungen in dem Formular nicht erkennbar, dass 

dies auch für den konkreten Auftrag vom 21. September 2023 gilt. Denn zum einen ist bei „Feld-

preis“ handschriftlich „0,-“ eingetragen. Zudem ist handschriftlich in großer Schrift eingetragen, 
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dass der Feldpreis für drei Monate kostenlos sei und es keine Verlängerung des Vertrages gebe.

Hieraus ist für den durchschnittlich verständigen Empfänger und Teilnehmer am Rechtsverkehr 

zu schließen, dass der Vertrag für drei Monate kostenlos geschlossen sei und es keine Verlänge-

rung des Vertrages darüber hinaus geben würde. Denn der gedruckte Preis von 159 € als Feld-

preis wird für den verständigen Empfänger aufgrund der handschriftlichen Eintragung von EUR 

„0,-“ überlagert, so dass, insbesondere aufgrund der weiteren genannten handschriftlichen Eintra-

gungen zu schließen ist, dass eine kostenlose Beauftragung für drei Monate erfolgt und es da-

nach keine weitere automatische Verlängerung des Vertrages gibt. Denn die genannten hand-

schriftlichen Eintragungen sind grafisch so gestaltet, dass sie sich aufeinander beziehen. Es ist 

daher für den verständigen Empfänger und Teilnehmer am Rechtsverkehr nicht zu schließen, 

dass sich der Ausschluss einer Vertragsverlängerung auf die vereinbarte Laufzeit von vierund-

zwanzig Monaten bezieht.

Diese Beurteilung wird durch die gesamte grafische Gestaltung des Formulars noch unterstützt. 

Nach diesem sind die Bezugsgrößen für die Preise jeweils in einer so kleinen Schriftgröße gestal-

tet, dass sie nur mit besonderer Konzentration wahrnehmbar sind. Dem steht die große Schrift-

form der handschriftlichen Eintragungen gegenüber.

Sofern die Beklagte argumentiert, vorliegend seien keine zu hohen Anforderungen an die Gestal-

tung des Auftragsformulars zu stellen, da es sich bei dem Kläger um einen Gewerbetreibenden 

handelt, folgt das Gericht dem nicht. Denn vorliegend ist - trotz des eingeschränkten Anwen-

dungsbereichs der §§ 305 ff. BGB für Verträge zwischen Unternehmern - bei dem Maßstab, der 

an die Gestaltung der AGB gestellt werden, auch auf den Umfang der Geschäftstätigkeit des Ver-

tragspartners abzustellen. Hier ist vorliegend zu berücksichtigen, dass es sich bei dem Kläger 

zwar um einen Gewerbetreibenden handelt, dieser jedoch lediglich in geringem Umfang und mit 

einem geringen Umsatz tätig ist. Dies führt dazu, dass der Beurteilungsmaßstab sich hier nicht 

an dem ausrichten kann, was als Anforderungen an Vollkaufleute, welche in einem deutlich grö-

ßeren Umfang gewerblich tätig sind, als angemessen erachtet wird.

Der Kläger hat gegen die Beklagte weiter einen Anspruch auf Freistellung von den vorgerichtli-

chen Rechtsanwaltskosten in Höhe von 282,15 € gem. §§ 241 Abs. 2, 280 BGB analog. Denn die 

Beklagte hat den Kläger hier unberechtigt in Anspruch genommen und damit die allgemein gelten-

de Rücksichtnahmepflicht verletzt (vgl. BGH, Urteil vom 16. Januar 2009 - V ZR 133/08, juris). Die 

Grundsätze, welche für unberechtigte Inanspruchnahme im Rahmen von vertraglichen Beziehun-

gen gelten, gelten auch, wenn das Vertragsverhältnis, aufgund desen die Ansprüche behauptet 
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wird, bereits nicht gegeben ist.

Da die Beklagte als Gewerbetreibende auch rechtskundig ist, hat sie hier auch schuldhaft gehan-

delt. Denn die Beklagte hat das Formular absichtsvoll in der Weise drucktechnisch gestaltet, 

dass dies unübersichtlich und insbesondere auch für Kleinunternehmer, nicht verständlich formu-

liert war.

Vorliegend ist auch der nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs notwendige Ursa-

chenzusammenhang in Form einer adäquat kausalen Verursachung zwischen der unberechtig-

ten Geltendmachung des Anspruchs und der Einholung von Rechtsrat durch den Anspruchsgeg-

ner gegeben. Denn es war vorherzusehen, dass der Kläger Rechtsrat einholen würde und müss-

te, bevor er die Beklagte mit dem Verdacht des unberechtigten Anspruchs konfrontieren würde 

(vgl. BGH, Urteil vom 18. Januar 2008 - V ZR 174/06, juris). Gegen die Höhe des Anspruchs be-

stehen keine Bedenken.

Die prozessualen Nebenentscheidungen haben ihren Grund in §§ 91, 708 Ziffer 11, 711 ZPO.

Rechtsbehelfsbelehrung:

 

Gegen die Entscheidung kann das Rechtsmittel der Berufung eingelegt werden. Die Berufung ist nur zuläs-
sig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 600 Euro übersteigt oder das Gericht des ersten Rechtszu-
ges die Berufung im Urteil zugelassen hat. 

Die Berufung ist binnen einer Notfrist von einem Monat bei dem 

Landgericht Berlin II
Littenstraße 12-17
10179 Berlin

einzulegen. 

Die Frist beginnt mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung, spätestens mit Ablauf von fünf Monaten 
nach der Verkündung der Entscheidung. 

Die Berufung muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt eingelegt werden. Die 
Berufungsschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Erklärung enthalten, dass 
Berufung eingelegt werde. 

Die Berufung muss binnen zwei Monaten mit Anwaltsschriftsatz begründet werden. Auch diese Frist beginnt 
mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung. 

 

Gegen die Entscheidung, mit der der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt werden, 
wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro übersteigt oder das Gericht die Beschwerde zugelas-
sen hat.

Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem

Amtsgericht Charlottenburg
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